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2.2 Variantenwahl 

Die Bewilligungsstelle hat nicht - jedenfalls nicht hinreichend - geprüft, ob 
der Förderzweck auch mit geringerem Aufwand erreichbar war. Das Innen-
ministerium akzeptierte bereits mit der Programmaufnahme die teuerste 
Variante. Eine angemessene Kosten-Nutzen-Untersuchung der anderen 
Varianten fand nach der frühzeitigen Festlegung der Stadt Neckargemünd 
nur eingeschränkt statt.  

2.3 Qualität der Planung 

Die Bauausgaben für den Tunnel waren nur grob geschätzt. Die im Gutach-
ten des Geologischen Landesamts teilweise als sehr ungünstig bezeichne-
ten geologischen Verhältnisse wurden zunächst nicht hinreichend berück-
sichtigt. Dies betraf die geotechnischen Untersuchungen wie die Lage des 
Vorhabens direkt neben dem bestehenden Eisenbahntunnel und dem Ne-
ckar. Auch hätte eine Rückfrage bei der Deutschen Bahn als Bauherrin des 
Eisenbahntunnels die geologischen Verhältnisse klären helfen können. Die 
Mängel und Versäumnisse der Vorplanung wirkten sich über das gesamte 
Zuwendungsverfahren belastend aus. Dies gilt nicht nur für den Tunnelbau. 
Beispielsweise mussten die Ansätze für die Tunnelausstattung bislang auf 
5,3 Mio. Euro korrigiert werden. Die Tunnelausstattung war im Förderantrag 
von 1993 mit weniger als einer halben Million Euro aufgeführt. Allerdings 
sind zwischenzeitlich auch die Sicherheitsanforderungen gestiegen. 

2.4 Durchführung des Fördervorhabens 

Die Straßenbauverwaltung thematisierte nicht, dass sich die Bauzeit immer 
länger hinzog. In den Förderakten wurden weder der schleppende Fortgang 
des Vorhabens infrage gestellt noch Erhöhungen kritisch betrachtet. Immer-
hin ist das Land bei einem Fördersatz von 80 Prozent Hauptfinanzier. Die 
Straßenbauverwaltung übernahm keine Initiative und Verantwortung als klar 
war, dass die ersten Kostenberechnungen lückenhaft und mit dem ersten 
Erhöhungsantrag bei Weitem noch nicht alle Kostenrisiken des Tunnelbaus 
gedeckt waren. Sie hätte die Qualität der Kostenansätze überprüfen und 
gegebenenfalls steuernd eingreifen müssen.  








